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(Nr. 11717.) Verordnung, betreffend ein vereinfachtes Enteignungsverfahren zur Beſchaffung 
a von Arbeitsgelegenheit. Vom 11. Dezember 1918. : 


DI Preußiſche Regierung verordnet mit Geſetzeskraft, was folgt: 
Die von dem Staatskommiſſar für Demobilmachung unter dem 17. No» 
vember 1918 erlaſſene Anordnung, betreffend ein vereinfachtes Enteignungsver⸗ 
fahren (Geſetzſamml. S. 179), erhält folgende Faſſung: 
1. Die Zuläſſigkeit der Enteignung von Grundeigentum und von Rechten 
an Grundeigentum, das von Korporationen des öffentlichen Rechts in 
Anſpruch genommen wird, um Störungen des Wirtſchaftslebens infolge 
der wirtſchaftlichen Demobilmachung durch Beſchaffung von Arbeits⸗ 
gelegenheit, insbeſondere durch Vornahme von Notſtandsarbeiten, vor⸗ 
zubeugen oder abzuhelfen, wird von dem Demobilmachungskommiſſar 
nach. Anhörung des Bezirksbeirats ausgeſprochen. 
Wenn das Unternehmen, zu dem das Grundeigentum in Anſpruch 
genommen wird, über den Amtsbereich eines Demobilmachungskommiſſars 
hinausgeht, fo wird die Zuläſſigkeit der Enteignung von jedem Demobil. 
machungskommiſſar für ſeinen Bezirk im Einvernehmen mit den übrigen 
beteiligten Demobilmachungskommiſſaren ausgeſprochen. 
Wird bebautes Grundeigentum innerhalb einer im Zuſammenhange 
gebauten Ortſchaft in Anſpruch genommen, ſo iſt die Einwilligung des 
Staatskommiſſars für Demobilmachung einzuholen. i 
Die Zuläſſigkeit der Enteignung wird durch das Amtsblatt der⸗ 
jenigen Regierung bekanntgemacht, in deren Bezirk das Unternehmen 
| ausgeführt werden ſoll. Die Einleitung des Enteignungsverfahrens 5x 
| ift von dem Zeitpunkt der Veröffentlichung im Amtsblatt unabhängig. 8 
| 2. Inſoweit der Demobilmachungskommiſſar für Bauausführungen die | 
ee . Suläffigfeit der Enteignung ausgeſprochen hat, gelten für das Ver. 
fahren zur Enteignung die Vorſchriften der Verordnung, betreffend ein 
vereinfachtes Enteignungsverfahren zur Beſchaffung von Arbeitsgelegen⸗ 
? heit und zur Beſchäfligung von Kriegsgefangenen, vom 11. Sep⸗ 
. Geſetzſaammlung 1918. (Nr. 1171711718.) 49 
Ausgegeben zu Berlin den 19. Dezember 1918, 


tember 1914 (Geſetzſamml. S. 159) in der Faſſung der Verordnungen 


vom 27. März 1915 GGeſetzſamml. S. 57) und 25. September 1915 
(Geſetzſamml. S. 141) mit der Maßgabe, daß 
a) $ Abf. 1 der Verordnung vom 11. September 1914 wegfällt, 
b) an Stelle des Regierungspräſidenten in allen Fällen der Demobil⸗ 
machungskommiſſar tritt, N 
e) $ der Verordnung vom 11. September 1914 dahin abgeändert 
wird, daß gemäß § 15 des Geſetzes über die Enteignung von 
Grundeigentum vom 11. Juni 1874 Geſetzſamml. S. 221) der 
Plan vor der Offenlegung vorläufig feſtgeſtellt wird. 
3. Entgegenſtehende Beſtimmungen der Geſetze und Verwaltungsvorſchriften 
treten für die Dauer dieſer Anordnung außer Kraft. 
4. Dieſe Anordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. 
Den Seitpunkt des Außerkrafttretens beſtimmt der Staatskommiſſar 
für Demobilmachung. 
Berlin, den 11. Dezember 1918. 
| Die Preußiſche Regierung. 
Hirſch. Ströbel. Braun. Eugen Ernſt. Adolph Hoffmann. Noſenfeld. 


Der Staatskommiſſar für Demobilmachung. 
na Koeth. i 


Gr. 1718) Berorbnung betreffend Llufhebung von Abgabebefrekungen. Vom 13. Oe. 


zember 1918. 


Di Preußiſche Regierung verordnet mit Geſetzeskraft, was folgt: 
5 91. 

Die Beſtimmungen über Befreiung der Mitglieder des vormaligen König⸗ 
lichen Hauſes, des vormaligen Hohenzollernſchen Fürſtenhauſes, des vormaligen 
Hannoverſchen Königshauſes, des vormaligen Kurheſſiſchen und des vormaligen 
Herzoglich Naſſauiſchen Fürſtenhauſes von der Zahlung der Gerichtsgebühren, 
der Einkommen- und Ergänzungsſteuer, der Gemeindeeinkommenſteuer, der Stempel⸗ 
ſteuer und ſonſtiger öffentlicher Abgaben werden aufgehoben. 


9 2. | 
Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage feiner Verkündung in Kraft. 
Berlin, den 13. Dezember 1918. i 

8 Die Preußiſche Regierung. 

Hirſch. Ströbel. Braun. Eugen Ernſt. Adolph Hoffmann. Noſenfeld. 
a ; Nedigiert im Sim des Staatsminiſteriums. — Berlin, gedruckt in der Neichsdruderei. 


Beſtellungen auf einzelne Stücke der Preußiſchen Geſetzſammlung und auf die Haupt⸗Sachverzeichniſſe (1806 bis 1883 zu 
. 6,5 & und 1884 bis 1913 zu 4,60 ) find an die Poſtanſtalten zu richten. 5 
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